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Rat ö 04.05.2010 
 
Ratsresolution zur Stärkung der Gewerbesteuer (TOP 6 l) 
Beratungsverlauf: 
Herr Hagedorn macht deutlich, dass als Beschlussvorlage der Verwaltung ein 
Resolutionstext des Niedersächsischen Städtetages vorliege. Zu dem schriftlich 
vorliegenden Änderungsantrag der CDU-Fraktion merkt er an, dass die Verwendung 
des Begriffes „alternative“ Modelle zu Missverständnissen führen könne; er regt an, 
stattdessen den Begriff „weitere“ Modelle zu verwenden. Ansonsten signalisiert er 
Zustimmung.  
Herr Henning legt namens der SPD-Fraktion ebenfalls dar, dass es um ein deutliches 
Signal der im Niedersächsischen Städtetag zusammengeschlossen Kommunen 
gehe. Er macht deutlich, dass es keinesfalls um die Abschaffung der Gewerbesteuer 
gehe. Er legt dar, dass es den Kommunen bei der Argumentation für die 
Gewerbesteuer nicht darum gehe, die Unternehmen und Freiberufler zu belasten; 
vielmehr gehe es um eine Umverteilung der verschiedenen Ebenen von Bund, Land 
und Kommune. Die Gewerbesteuer sei in der Regel bei Personenunternehmen 
anrechenbar. Er weist darauf hin, dass 60 % der Osnabrücker Betriebe 
Personenunternehmen seien, für die die Gewerbesteuer keine Rolle spiele; für 
Kapitalgesellschaften sei die Situation so, dass diese eine 15 %-ige 
Körperschaftssteuer zahlen, die gemeinsam mit der Gewerbesteuer 30 % betrage; 
auch in diesem Fall werde keine nennenswerte Erhöhung entstehen. Es gehe 
lediglich um das Signal, deutlich zu machen, dass die Kommunen die Einnahmen 
aus den Gewerbesteuern benötigen, um die ihnen übertragenen Aufgaben zu 
erfüllen; es gehe nicht um eine Mehrbelastung der Gewerbesteuerzahler. 
Herr Dr. Thiele hält demgegenüber die Erhebung der Gewerbesteuer für nicht 
zeitgemäß. Er spricht sich für eine größere Planungssicherheit für die Kommunen 
aus und macht deutlich, dass die Gewerbesteuer diesem Anspruch nicht genüge. Der 
Inhalt des Resolutionstextes werde demnach nicht mitgetragen.  
Herr Jasper unterbreitet namens der CDU-Fraktion den folgenden 
Ergänzungsantrag:   
„Die Beschlussempfehlung wird die folgt ergänzt: 
Der Rat beschließt gleichzeitig, dass er weiterhin offen ist für alternative Modelle, die 
zu einer Verbesserung und Stabilisierung der Finanzausstattung der Kommunen 
führen.“ 
Zur Begründung verweist er auf die katastrophale Situation der Kommunen, deren 
Verschärfung noch zu erwarten sei. Er hebt ebenfalls hervor, dass der Resolution die 
Intention der Kommunen zugrunde liege, die ihnen zugewiesenen Leistungen für den 
Bürger erbringen zu können. Er verweist in diesem Zusammenhang auf die zuvor 
geführte Diskussion über die Stadtteilbibliotheken. Zu den unterschiedlichen 
Auffassungen über die Erzielung der erforderlichen Einnahmen macht er deutlich, 
dass die Gewerbesteuer den großen Vorteil aufweise, dass diese ein Band zwischen 
Gewerbe und Stadt herstelle. Aber es bestehe auch Offenheit gegenüber weiteren 
Modellen; insofern erklärt er sich einverstanden mit dem Änderungsvorschlag von 
Herrn Hagedorn. Als bedeutsam hebt er hervor, dass es sich um verlässliche 
Einnahmen und ein eigenes Hebesatzrecht der Kommunen handeln müsse.  
Herr Cheeseman spricht sich ebenfalls für die Unterstützung der Resolution aus und 
fordert dazu auf, den Landes- und Bundesbestrebungen, den Kommunen immer 
mehr Geld durch Gesetzesvorhaben zu entziehen, entgegen zu treten. Er spricht sich 
dafür aus, als Adressaten der Resolution die Bundestags- und 



Landtagsabgeordneten einzubeziehen. Er spricht sich für die Beibehaltung der 
Gewerbesteuer aus. 
Herr Oberbürgermeister Pistorius verweist auf erste Ergebnisse des Arbeitskreises 
Steuerschätzung. Es werde bereits jetzt davon ausgegangen, dass in den 
kommenden drei Jahren eine Einnahmeeinbuße aus Steuereinnahmen von 40 Mrd. € 
zu verzeichnen sei; diese Summe werde mit einem Drittel auf die Kommunen 
durchschlagen, dies bedeute für die Stadt Osnabrück einen Einnahmeverlust in Höhe 
eines hohen zweistelligen Millionenbetrages. Er widerspricht Herrn Dr. Thiele in 
seiner negativen Haltung gegenüber der Gewerbestreuer. Er verweist darauf, dass 
strukturschwache Kommunen bei Wegfall der Gewerbesteuer kaum Nachteile hätten. 
Allerdings gebe es keinerlei Anreize mehr, Unternehmen anzusiedeln oder zu halten. 
Eine Neuordnung der Finanzierung der Kommunen im Hinblick auf Erhöhung von 
Umsatzsteueranteilen käme einer Belastung der Verbraucher - also Arbeitnehmer, 
Arbeitsloser und sonstiger Verbraucher über erhöhte Besteuerung der Einkäufe 
gleich.  
Die Gewerbesteuer sei daneben wichtig für die Entwicklung von 
Infrastrukturmaßnahmen und wirtschaftsfördernde Aufgaben der Kommunen. 
Insofern sähe er keine vernünftige Alternative zur Erhebung der Gewerbesteuer. 
Beispielhaft für die Abwälzung von Finanzlasten auf die Kommunen verweist er auf 
eine in der Vorberatung befindliche Verordnung, wonach in 2011 ein Teilmikrozensus 
erhoben werden soll, für den das Land den Kommunen lediglich 50 % der 
entstehenden Kosten erstatten werde, wobei die Kommunen keinen Vorteil aus der 
Aktion ziehen. Er sieht insofern die Finanzausstattung der Kommunen weiterhin 
massiv bedroht.  
Herr Hagedorn spricht sich dafür aus, den Resolutionstext auch an die örtlichen 
Landtags- und Bundestagsabgeordneten weiterzuleiten im Sinne, dass diese sich für 
das Anliegen der Stadt Osnabrück einsetzen. Hiergegen ergibt sich kein 
Widerspruch. 
Abweichender Beschluss 
Der Rat beschließt die in der Anlage beigefügte Ratsresolution zur Stärkung der 
Gewerbesteuer in der Fassung der Vorlage 7019. Der Rat beschließt gleichzeitig, 
dass er weiterhin offen ist für weitere Modelle, die zu einer Verbesserung und 
Stabilisierung der Finanzausstattung der Kommunen führen. Der Inhalt der 
vorstehenden Ratsresolution soll auch den Osnabrücker Landtags- und 
Bundestagsabgeordneten übermittelt werden.  
Beratungsergebnis: 
Die Abstimmung erfolgt offen. Der abweichende Beschluss wird mehrheitlich gegen 
vier Stimmen angenommen. 
 



Stadt Osnabrück Osnabrück, 19. April 2010 
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Fachbereich Finanzen und Controlling 
 
 
B e s c h l u s s v o r l a g e 
 
Betreff: Ratsresolution zur Stärkung der Gewerbesteuer 
 

Beratungsfolge Sitzungs-
datum 

Sitzungs- 
art (NÖ/Ö) TOP 

Ausschuss für Finanzen und Beteiligungssteuerung 20.04.2010 Ö       

Verwaltungsausschuss 04.05.2010 NÖ       

Rat der Stadt Osnabrück 04.05.2010 Ö 06l 

 
Beschlussvorschlag:  
Der Rat beschließt die in der Anlage beigefügte Ratsresolution zur Stärkung der Gewerbe-
steuer in der Fassung der Vorlage 7019 
 
 
Weitere Begründung/Sachverhalt/Problembeschreibung:  
Das Missverhältnis der kommunalen Einnahmen zu den kommunalen Ausgaben nimmt stetig 
zu. Die kommunale Einnahmebasis wird derzeit zum einen durch konjunkturell bedingte 
Steuermindereinnahmen im Zusammenhang mit der Wirtschafts- und Finanzkrise, zum an-
deren durch Steuerrechtsänderungen auf Bundes- und Landesebene nachhaltig beeinflusst.  
 
Die von der Bundesregierung eingesetzte Kommission zur Erarbeitung von Vorschlägen zur 
Neuordnung der Gemeindefinanzierung hat die Aufgabe, Lösungsvorschläge zu den drän-
genden Problemen des kommunalen Finanzsystems zu erarbeiten. Dabei wird u. a. der Er-
satz der Gewerbesteuer durch einen höheren Anteil an der Umsatzsteuer und einen kom-
munalen Zuschlag auf die Einkommen- und Körperschaftsteuer geprüft.  
 
Hiergegen richtet sich die auf Anregung des Geschäftsführenden Präsidiums des Nieder-
sächsischen Städtetages entstandene Resolution zur Stärkung der Gewerbesteuer, da die 
Abschaffung der Gewerbesteuer als ein untauglicher Reformansatz gesehen wird.    
 
Sofern die beigefügte Ratsresolution vom Rat der Stadt Osnabrück beschlossen wird, wird 
der Niedersächsische Städtetag über diese Beschlussfassung in Kenntnis gesetzt.  
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Vorlage 7019 
 

Resolution des Rates der Stadt Osnabrück vom 04. Mai 2010 
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